Formulierungsvorschläge Heft 4/2013
Beitrag des Monats: Testamentsgestaltung bei der Patchworkfamilie von Prof. Dr. Christopher Keim
S. 117
Verpflichtung zur Nichtaufhebung des Pflichtteilsverzichts: :

Hiermit verpflichten wir uns im Wege eines Vertrages zugunsten Dritter gegenüber unseren Kindern, diesen Pflichtteilsverzicht nicht aufzuheben, und für den Fall der Zuwiderhandlung, die Erben jeweils so zu stellen, als sei der Pflichtteilsverzicht nicht aufgehoben worden. Diese Vereinbarung stellt eine schuldrechtliche Vereinbarung unter Lebenden dar und keine erbvertragliche Regelung.

S. 118

Pflichtteilsverzicht und modifizierte Zugewinngemeinschaft
:

1. Pflichtteilsverzichte

Ein jeder von uns verzichtet hiermit auf sämtliche Pflichtteilsansprüche am Nachlass des jeweils anderen Ehegatten. Wir nehmen diese Verzichtserklärungen gegenseitig an.

Zuwendungen in Verfügungen von Todes wegen sind von diesem Verzicht ebenso wenig erfasst wie das gesetzliche Erbrecht und Pflichtteilsergänzungsansprüche wegen solcher Schenkungen, die in Zukunft getätigt werden. Von dem Verzicht erfasst sind aber Pflichtteilsergänzungsansprüche wegen Schenkungen, die in der Vergangenheit an die erstehelichen Kinder getätigt worden sind.

2. Ausschluss des Zugewinnausgleichs

Im Wege einer

ehevertraglichen Vereinbarung

vereinbaren wir hiermit:

Wird unsere Ehe durch den Tod eines Ehegatten aufgelöst, ist der Anspruch auf Zugewinnausgleich, welcher der überlebende Ehegatte gemäß § 1371 Abs. 2 und Abs. 3 BGB im Wege der sog. „güterrechtlichen Lösung“ verlangen könnte, ausgeschlossen. 

Ausdrücklich nicht ausgeschlossen ist dagegen:

a) die Erhöhung des gesetzlichen Erbteils für den überlebenden Ehegatten gemäß § 1371 Abs. 1 BGB bei der sog. „erbrechtlichen Lösung“,

b) der Anspruch auf Zugewinnausgleich, falls der Güterstand der Zugewinngemeinschaft nicht durch Auflösung unserer Ehe, sondern durch ehevertragliche Vereinbarung eines anderen Güterstandes beendet wird.

Der Notar hat uns darauf hingewiesen, dass mit dieser Vereinbarung erbschaftsteuerliche Nachteile für den Längerlebenden verbunden sein können.

3. Auflösende Bedingungen 

Sowohl der jeweilige Pflichtteilsverzicht als auch der vorstehende Ausschluss des Zugewinnausgleichs sind 

auflösend bedingt:

Sie entfallen jeweils, wenn die in dieser Urkunde enthaltenen vertragsmäßigen Verfügungen des Erstversterbenden zugunsten des Längerlebenden unwirksam sein sollten. Bei einer Ausschlagung des Längerlebenden oder bei unserem gleichzeitigen Ableben bleiben beide Vereinbarungen jedoch ausdrücklich wirksam. Im Übrigen sind diese Vereinbarungen jedoch in ihrem rechtlichen Bestand unabhängig von den sonstigen in dieser Urkunde getroffenen Verfügungen.

S. 120 

Anwachsungsklausel:

Zur Vorerbin bestimme ich meine Ehefrau. Nacherben sind meine Kinder ………… Bei Wegfall eines der Nacherben wächst dessen Anteil den Anderen an. Die Einsetzung eines jeden meiner Nacherben erfolgt unter der auflösenden Bedingung, dass dieser nicht auch als Erbe meiner Vorerbin berufen ist.

Auflösend bedingte Nacherbschaft mit Übergabebefugnis: 

Dem Vorerben wird jedoch gestattet, die Nacherbfolge dadurch zu beseitigen, dass er über seinen Nachlass – und damit auch über den Nachlass des Zuerstversterbenden von uns beiden – abweichend von der nachfolgend getroffenen Schlusserbeneinsetzung innerhalb unserer gemeinschaftlichen Abkömmlinge durch notariell beurkundete Verfügung von Todes wegen anderweitige Bestimmungen trifft, wobei es ihm freisteht, die Erbquoten der Abkömmlinge abweichend von der gesetzlichen Regelung zu bestimmen, einzelnen Abkömmlingen Vermächtnisse zuzuwenden oder sie auf den Pflichtteil zu setzen; überhaupt darf er dann innerhalb dieses Personenkreises alle zulässigen Anordnungen treffen. Der Überlebende von uns beiden kann jedoch keine anderen Personen als gemeinschaftliche Abkömmlinge bedenken. Dabei muss er ausdrücklich von dieser Änderungsbefugnis Gebrauch machen. Die Anordnung der Vor- und Nacherbfolge ist an die vorstehende auflösende, inhaltlich eingeschränkte Bedingung geknüpft. Die Bedingungsvoraussetzungen müssen, wenn die Nacherbfolge endgültig entfallen soll, noch im Zeitpunkt des Ablebens des Vorerben vorliegen. Die vorbezeichnete abweichende Verfügung des Vorerben muss also im Erbfall wirksam sein.

Der Vorerbe ist weiter berechtigt, vor Eintritt des Nacherbfalls den zur Vorerbschaft gehörenden Grundbesitz oder entsprechende Miteigentumsanteile hieran samt dazu gehörendem Inventar an einen oder mehrere der vorstehend genannten Nacherben oder Ersatznacherben durch Rechtsgeschäft unter Lebenden zu Eigentum zu übertragen, und zwar unter Bedingungen, die er nach seinem freien Ermessen ausüben darf (Übergabebefugnis). Er kann sich dabei insbesondere ein Wohnungsrecht, eine Pflegeversicherung für das Alter, die Zahlung von laufenden Geldleistungen (Leibrente, dauernde Lasten) vorbehalten, aber auch die Zahlung von Gleichstellungsgeldern für andere Abkömmlinge. Macht der Vorerbe von dieser Befugnis Gebrauch, so gilt ihm der überlassene Grundbesitz samt Inventar durch Vorausvermächtnis auf Ableben des Erblassers zugewandt und unterliegt dann nicht mehr der Nacherbfolge. 

Der amtierende Notar hat darauf hingewiesen, dass, wenn der Vorerbe von der Übergabebefugnis oder dem Recht zur Änderung der Erbeinsetzung Gebrauch macht, insoweit die Anordnung der Vor- und Nacherbschaft entfällt und damit auch die Vorteile beseitigt werden, um derentwillen diese eigentlich angeordnet wurde.

Vorerbschaft auf einen einzigen Nachlassgegenstand:

Zu meinem alleinigen Erben berufe ich meinen Ehegatten …

Dieser wird jedoch nur Vorerbe. Von den Beschränkungen der §§ 2113 ff. BGB ist er im gesetzlich zulässigen Rahmen gemäß § 2136 BGB befreit.

Im Wege des Vorausvermächtnisses erhält mein Ehegatte alle beweglichen und unbeweglichen Gegenstände, Forderungen, Rechte und Beteiligungen, mithin alles, mit Ausnahme meines Hausanwesens in der Gemarkung … Im wirtschaftlichen Ergebnis erstreckt sich mithin die Vorerbschaft und damit das Recht des Nacherben lediglich auf dieses Hausanwesen.

Nacherben werden meine Nachkommen zu unter sich gleichen Teilen. Ersatzweise sind Nacherben die Kinder des jeweiligen Nacherben nach Stammanteilen, ersatzweise erfolgt Anwachsung unter den verbleibenden Nacherben.

Der Nacherbfall tritt mit dem Ableben des Vorerben ein. Die Nacherben sind gleichzeitig Ersatzerben.

Die Nacherbenanwartschaft ist zwischen Eintritt des Erbfalls und des Nacherbfalls nicht übertragbar, nicht verpfändbar und nicht vererblich. Die Übertragung auf den Vorerben ist jedoch zulässig. In diesem Fall entfallen alle ausdrücklich angeordneten oder stillschweigenden Ersatznacherbenanordnungen.

S. 121

Herausgabevermächtnis auf den Tod des Erben: 

§ 1 Erbeinsetzung

Ich setze hiermit meine Ehefrau zu meiner alleinigen Erbin ein. Ersatzerben sind meine Abkömmlinge einschließlich adoptierter und nichtehelicher Nachkommen gemäß der gesetzlichen Erbfolge erster Ordnung.

§ 2 Vermächtnis

1. Ich belaste meine Ehefrau mit folgendem aufschiebend befristeten, mit ihrem Tod anfallenden Herausgabevermächtnis zu Gunsten meiner vorgenannten Abkömmlinge unter sich im oben genannten Beteiligungsverhältnis zum Zeitpunkt des Anfalls des Vermächtnisses: Nach dem Tod meiner Ehefrau geht alles, was dann noch von meinem Nachlass übrig ist, auf ihre Abkömmlinge über. Die Anwartschaft der Vermächtnisbedachten ist weder übertragbar noch vererblich.

2. Meine Ehefrau kann und darf als unbeschränkte Erbin in jeder rechtlich möglichen Weise auch unentgeltlich über meinen Nachlass verfügen. Die Vermächtnisbedachten können weder ein Nachlassverzeichnis verlangen noch Sicherheiten für die Erfüllung des Vermächtnisses, beispielsweise die Bewilligung von Eigentumsvormerkungen an Grundstücken. Im Wege eines Verschaffungsvermächtnisses erhalten die Vermächtnisnehmer alle Surrogate im Sinne von § 2111 BGB, jedoch nur, soweit sie sich im Zeitpunkt des Todes der Erbin noch in ihrem Vermögen befinden.

3. Die Nutzungen des Nachlasses gebühren der Erbin bis zum Vermächtnisanfall, Zinserträge jedoch nur, soweit sie nicht auf einheitlichen Konten mit der Nachlasssubstanz gebucht werden. Die Erbin hat keinen Anspruch auf Verwendungsersatz gegen die Vermächtnisnehmer.

S. 122

Pflichtteilsstrafklausel
Wer gegen den Willen des Längerlebenden nach dem Tod des erstversterbenden Elternteil seine Pflichtteil geltend macht, wird von der Schlusserbfolge ausgeschlossen.

S. 123

Pflichtteilsverzicht:

1. Verzichtserklärung

Die jeweiligen Kinder der Erblasser, und zwar jedes Kind unabhänig für sich, erklären:

a) Pflichtteilsverzicht

Ich verzichte hiermit auf sämtliche Pflichtteilsansprüche am Nachlass meines Elternteils. 

Der Verzicht erstreckt sich auf meine Abkömmlinge.

Ein etwaiges gesetzliches Erbrecht oder Zuwendungen in einer Verfügung von Todes wegen werden von dem Verzicht nicht erfasst, ebenso wenig Pflichtteilsergänzungsansprüche am Nachlass meines Elternteils.
b) Auflösende Bedingung

Mein vorstehender Verzicht steht unter einer auflösenden Bedingung: Er entfällt, wenn die in diesem Erbvertrag enthaltenen Erbeinsetzungen und Vermächtniszuwendungen nicht mit dem dort bezeichneten Inhalt im Erbfall wirksam sein sollten. Dies gilt bei einer Unwirksamkeit der Verfügung, aber auch dann, wenn meine Nachlassbeteiligung durch zusätzliche Beschränkungen oder Beschwerungen belastet ist. Gleiches gilt, falls sich meine Pflichtteilsquote, z. B. durch eine Adoption, verringern sollte. Bei einer etwaigen Ausschlagung meiner Nachlassbeteiligung oder bei meinem Vorversterben bleibt mein Verzicht dagegen wirksam.
2. Erklärungen der Erblasser

Jeder persönlich anwesende Erblasser erklärt, vorstehenden Verzicht seines jeweiligen Kindes anzunehmen.

Um abzusichern, dass der Verzichtende bei Eintritt der auflösenden Bedingung seinen Pflichtteilsanspruch noch durchsetzen kann, verzichtet ein jeder von uns hiermit vorsorglich auf die Einrede der Verjährung. Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsansprüche gegen den Nachlass des Erstversterbenden können daher nach Eintritt der auflösenden Bedingung auch dann wieder durch den betroffenen Abkömmling geltend gemacht werden, wenn die hierfür geltende gesetzliche Verjährungsfrist an sich bereits verstrichen sein sollte. Die verzichtenden Abkömmlinge der Erblasser nehmen ihrerseits diesen Verzicht an.

S. 123 f.

Bedingte Quotenvermächtnisse:

Ich (der Ehegatte mit der größeren Anzahl an Kindern) setze für den Fall, dass ich der Erstversterbende von uns beiden bin, die folgenden Vermächtnisse aus:
1. Meine Kinder … erhalten jeweils ein Vermächtnis, mit dem mein Ehegatte als mein Alleinerbe beschwert ist. Die Vermächtnisse fallen mit meinem Tod an, werden jedoch erst mit dem Todes meines Ehegatten fällig und sind bis dahin nicht zu verzinsen. Die Vermächtnisnehmer können bis zur Fälligkeit der Vermächtnisse weder Sicherung ihrer Vermächtnisansprüche verlangen noch Vollstreckungsmaßnahmen einleiten. Ersatzvermächtnisnehmer sind deren Abkömmlinge entsprechend den Regelungen der gesetzlichen Erbfolge.
2. Vermacht sind Geldbeträge in Höhe meines gesamten Nachlasses. Der Nachlasswert ist dabei entsprechend § 2311 BGB zu berechnen. Meinen Kindern steht davon jeweils ein gleicher Anteil zu.
3. Die Vermächtnisse sind jedoch auflösend bedingt. Sie entfallen, wenn eine der nachfolgenden auflösenden Bedingungen eintritt:

a) Mein Ehegatte hat zu Lebzeiten mit sämtlichen bei seinem Tode konkret pflichtteilsberechtigten Abkömmlinge einen Pflichtteilsverzicht abgeschlossen, in dem diese auf sämtliche ordentlichen Pflichtteilsansprüche sowie auf Pflichtteilsergänzungsansprüche wegen solcher Zuwendungen verzichtet haben, die mein Ehepartner mir gemacht hat.

b) Oder sämtliche beim Tod meines Ehepartners konkret pflichtteilsberechtigten Abkömmlinge haben den Erben meines Ehepartners nach dessen Tod ihre entstandenen Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsansprüche erlassen, die aufgrund von Zuwendungen meines Ehegatten an mich entstanden sind.

c) Außerdem entfällt jedes einzelne Vermächtnis, wenn der betreffende Vermächtnisnehmer nach meinem Tod in verzugsbegründender Weise Pflichtteilsansprüche oder Pflichtteilsergänzungsansprüche wegen Schenkungen meines Ehepartners an mich geltend macht. Mit Eintritt dieser Bedingung erhöhen sich die Quoten der übrigen Vermächtnisnehmer.

4. Diese Vermächtnisse erfolgen nicht mit erbvertraglicher Bindung, können von mir also einseitig widerrufen werden.

Jahresrückblick: Wohnungseigentumsrecht von Dr. Gerd H. Langhein

S. 127

Außenfenster:

Die Wartung, Instandhaltung und –setzung sämtlicher Außenfenster obliegt der Gemeinschaft. Der jeweilige Sondereigentümer hat die üblichen Pflegeleistungen nach Maßgabe der Herstellerrichtlinien, der Hausordnung oder nach den üblichen Gepflogenheiten einschließlich Innenanstrich auf seine Kosten vorzunehmen; er haftet für fahrlässig verursachte Schäden. Die Penthousewohnung Nr. XY trägt sämtliche Kosten ihrer Außenverglasung selbst; Veränderungen der äußeren Gestaltung müssen den Charakter der Anlage wahren.

S. 130

Definition des potentiellen Nutzungszwecks:

Möglichst präzise Definition des potentiellen Nutzungszweckes! Entweder konkret-einschränkend („Rasenfläche“) oder abstrakt-überschießend („jede Nutzung wie ein Alleineigentümer“)!

� Nach Kornexl, Nachlassplanung bei Problemkindern, Rn 445.


� Frank, MittBayNot 1987, 231, 235; dazu Keim, FamRZ 2003, 137, 140.


� Nach Reimann/Bengel/Mayer, Testament und Erbvertrag, 5. Aufl., Formulare Rn 49.


� Beck’sches Formularhandbuch Erbrecht/Keim, 2. Auflage, C. II. 2.


� Von Dickhuth-Harrach, Handbuch der Erbfolge-Gestaltung, Teil 12, Rn 22.


� Kornexl, Nachlassplanung bei Problemkindern, Rn 455.


� Nach von Dickhuth-Harrach, Handbuch der Erbfolge-Gestaltung, § 12 Rn 40; Kornexl, Nachlassplanung bei Problemkindern, Rn 462.





